
stärker mit Aufgaben zusammenfließen, Ordnung, Sau­
berkeit, Sicherheit und Disziplin am Arbeitsplatz zu er­
höhen ,/3/
Mit Recht erwarten die Werktätigen, daß ihre Initiative 
auf diesem Gebiet von den Gewerkschaftsvorständen 
und -leitungen ständig gefördert und unterstützt wird. 
Es geht vor allem darum, den Kampf der Kollektive um 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit nicht als eine Son­
deraktion, sondern als festen Bestandteil des sozialisti­
schen Wettbewerbs zu organisieren und zu unterstützen, 
die besten Beispiele gründlich auszuwerten und wirk­
sam zu verallgemeinern. Auch die gewerkschaftlichen 
Mitgliederversammlungen müssen für die weitere Her­
ausbildung einer sozialistischen Einstellung zur Arbeit, 
zur Arbeitsdisziplin, zum gesellschaftlichen Eigentum 
und als Forum zur öffentlichen Auseinandersetzung mit 
Erscheinungen der Mißachtung gesellschaftlicher Inter­
essen noch besser genutzt werden.
In den Betrieben, in denen unter Führung der Betriebs­
parteiorganisation der SED eine gute politisch-ideologi­
sche und organisatorische Arbeit geleistet und den 
Werktätigen anhand der Praxis bewußt wird, daß effek­
tives, unfallfreies Arbeiten, sparsames Wirtschaften, 
hohe Arbeitsdisziplin, ständige Qualitätsarbeit, Sauber­
keit an allen Arbeitsplätzen, umfassende Anwendung 
der wissenschaftlichen Arbeitsorganisation den Interes­
sen aller dient, zeichnen sich auch Erfolge ab. Den Werk­
tätigen des VEB Narva Plauen gelang es auf diese 
Weise, in der Planerfüllung, die jahrelang Schwierig­
keiten bereitet hatte, einen guten Stand zu erreichen, 
mit Hilfe der Bassow-Methode die Anzahl der Arbeits­
unfälle erheblich zu senken, die Fluktuation von Ar­
beitskräften einzudämmen und die Arbeitsdisziplin we­
sentlich zu verbessern. Die Einbeziehung des Kampfes 
um Ordnung und Sicherheit in den Wettbewerb, regel­
mäßige Kontrollen und deren Auswertung in den Abtei­
lungen sowie Rechts- und Sicherheitskonferenzen im 
Betrieb haben zu dieser positiven Entwicklung beige­
tragen.
Der FDGB-Bezirksvorstand Karl-Marx-Stadt hat be­
gonnen, die Initiativen dieser und anderer Betriebskol­
lektive zu verallgemeinern und für andere Betriebe ent­
sprechend den dortigen Bedingungen nutzbar zu ma­
chen. Er folgt damit den Hinweisen der 7. Tagung des 
FDGB-Bundesvorstandes, „die Aussprachen in den Ar­
beitskollektiven, gewerkschaftlichen Rechtskonferenzen 
in den Betrieben und Kombinaten, Erfahrungsaustau­
schen und öffentlichen Foren verstärkt zu nutzen, um 
die unlösliche Verbindung von Planerfüllung, wachsen­
dem Wohlstand, weiterer Verbesserung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen und konsequenter Einhaltung von 
Gesetzlichkeit, Ordnung, Disziplin und Sicherheit sicht­
bar zu machen“ 74/
Wir dürfen jedoch nicht übersehen, daß die Durchset­
zung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit auch auf 
Hemmnisse trifft, die durch eine prinzipielle und kriti­
sche Auseinandersetzung zu überwinden sind. So schaf­
fen z. B. noch nicht alle verantwortlichen Leiter in den 
Betrieben und Institutionen die notwendigen Voraus­
setzungen, damit die Werktätigen ihre Verpflichtungen 
auf diesem Gebiet erfüllen können. Manchen Kollek­
tiven wurde bei der Ausarbeitung des Wettbewerbspro­
gramms nicht genügend Hilfe gegeben, so daß ihre Ver­
pflichtungen noch zu allgemein gehalten sind und zu 
wenig die konkrete Situation im Arbeitsbereich berück­
sichtigen. Bei einigen Kollektiven stehen auch zu viel 
technisch-organisatorische Fragen im Vordergrund.
Die Überwindung solcher Hemmnisse durch eine ziel-
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strebige gewerkschaftliche Leitungstätigkeit im engen 
Zusammenwirken mit den Justiz- und Sicherheitsorga­
nen wird ohne Zweifel dazu beitragen, die Initiative 
der Arbeitskollektive zur Wahrung der sozialistischen 
Gesetzlichkeit und zur Durchsetzung von Ordnung, Dis­
ziplin und Sicherheit weiter zu fördern.

Erhöhung der Qualität der gewerkschaftlichen 
Leitungstätigkeit auf dem Gebiet des Rechts

Jeder Gewerkschaftsvorstand und jede Gewerkschafts­
leitung sollte gerade während der Gewerkschaftswah­
len Bilanz ziehen, welche Ergebnisse bisher in der ge­
werkschaftlichen Rechtsarbeit erreicht wurden und wel­
che weiteren Schritte notwendig sind. Wesentlich ist 
vor allem, daß die Vorstände und Leitungen der Ver­
wirklichung der sechs gewerkschaftlichen Ordnungen 
zur Durchsetzung des sozialistischen Rechts größere 
Aufmerksamkeit widmen./5/
Wir haben beispielsweise mit der Ordnung für die 
Wahrnehmung der Rechte der Gewerkschaften bei der 
Begründung, Änderung und Beendigung von Arbeits­
rechtsverhältnissen (Beschluß des Sekretariats des Bun­
desvorstandes des FDGB vom 29. Oktober 1971) eine 
Verbesserung der Arbeit auf diesem wichtigen Gebiet 
gewerkschaftlicher Interessenvertretung erreicht. Im­
mer mehr betriebliche Gewerkschaftsleitungen nehmen 
aktiv an der Vorbereitung von Arbeits- und Änderungs­
verträgen teil, informieren die Werktätigen über ihre 
damit zusammenhängenden Rechte und Pflichten und 
kontrollieren, ob die verantwortlichen Leiter die Gesetz­
lichkeit strikt einhalten.
Die Tätigkeit der Gewerkschaften zur Wahrung der ge­
setzlich garantierten Rechte der Werktätigen ist Be­
standteil unserer Bemühungen zur Erfüllung der vom 
VIII. Parteitag beschlossenen Hauptaufgabe; sie ist un­
erläßlich zur weiteren Entwicklung und Festigung des 
Rechtsbewußtseins der Werktätigen und damit eine 
Voraussetzung für weitere schöpferische Initiativen im 
sozialistischen Wettbewerb und für die Teilnahme der 
Werktätigen an der Leitung und Planung. Diese sich 
auch in den gegenwärtigen Gewerkschaftswahlen wider­
spiegelnde Erkenntnis erfordert die konsequente Aus­
einandersetzung mit solchen Leitern, die noch keine 
klassenmäßige Einstellung zum sozialistischen Recht als 
Ausdruck der Macht der Arbeiterklasse haben, die 
sozialistische Gesetzlichkeit unter dem Gesichtspunkt 
subjektiver Zweckmäßigkeit betrachten und über unge­
nügende Rechtskenntnisse verfügen. Es ist z. B. ein un­
haltbarer Zustand, wenn verantwortliche Leiter die 
betriebliche Gewerkschaftsleitung nicht über beabsich­
tigte Änderungs- oder Aufhebungsverträge informieren 
und damit die Rechte der Gewerkschaften praktisch ein­
schränken.
Jeder staatliche Leiter und jeder Gewerkschaftsfunk­
tionär sollte in seiner täglichen Arbeit beachten, „daß 
die Erhöhung des Lebensniveaus im Sinne der Haupt­
aufgabe nicht nur Geld und Baukapazitäten erfordert, 
sondern immer zugleich das achtungsvolle Verhalten ge­
genüber den Menschen, ihren Bedürfnissen, Sorgen und 
Wünschen. Überall muß man genau Bescheid wissen, 
was die Werktätigen bewegt, und Initiative entwickeln, 
um Ärgernisse soweit wie möglich aus der Welt zu 
schaffen und den Alltag immer angenehmer zu gestal­
ten“ 76/
Es geht also darum, daß das sozialistische Recht, insbe­
sondere das sozialistische Arbeitsrecht, bei der gesam-
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